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Diese Phase der Suche nach einer neuen 
Raison d’être endete mit der Ukraine-
Krise im Jahre 2014, zumal das völker-
rechtswidrige Vorgehen Moskaus im 
Donbass und die Annexion der Krim 
eine sicherheitspolitische Revitalisie-
rung des Bündnisses bewirkten und von 
manchen Beobachtern sogar als „eine 
Art Frischzellenkur“ (Karl-Heinz 
Kamp) gewertet wurden.

Nach der Überwindung ihrer „Sinn-
krise“ steht die NATO nun aber vor neu-
en, mehrdimensionalen Herausforde-
rungen: Erstens muss sie dem insbeson-
dere aus Sicht ihrer osteuropäischen 
Mitglieder akut gestiegenen Bedarf an 
gegenseitigen Beistandsleistungen im 
Sinne kollektiver Verteidigung und Ab-
schreckung Rechnung tragen und 
gleichzeitig durch Signale der Dialogbe-
reitschaft die Tür nach Moskau offen 

halten, um das Fernziel einer Partner-
schaft mit Russland zumindest nicht 
völlig aus den Augen zu verlieren. Zwei-
tens steht die Allianz vor der Notwen-
digkeit, die durch die Ukraine-Krise in 
den Hintergrund gerückten anderen 
beiden Kernelemente ihres „Strategi-
schen Konzepts“ (Kooperative Sicher-
heit und Krisenmanagement) wieder zu 
berücksichtigen, um ihrem hohen An-
spruch als „essenzielle Quelle der Stabi-
lität“ in einer Welt voller Krisen und 
Konflikte gerecht zu werden. Dadurch 
ergibt sich, drittens, das Problem, dass 
aufgrund der unterschiedlichen Priori-
tätensetzung innerhalb des Bündnisses 
mit mittlerweile 28 Mitgliedsstaaten die 
Konsensfindung hinsichtlich der drän-
gendsten Herausforderungen äußerst 
schwierig geworden ist. Droht der 
NATO nach der Überwindung ihrer Le-

/// Der Funktionswandel der NATO im Spiegel internationaler Veränderungen

VON DER „LEGITIMATIONSKRISE“ 
ÜBER DIE „FRISCHZELLENKUR“ IN DIE 
„GLAUBWÜRDIGKEITSKRISE“?

REINHARD MEIER-WALSER /// Nachdem sie im Zuge des Zerfalls der Sowjetunion und 
des Warschauer Paktes vor zweieinhalb Jahrzehnten ihren ehemaligen Hauptgegner 
verloren hatte, geriet die NATO in der Einschätzung vieler Analytiker diesseits wie 
jenseits des Atlantiks in eine Legitimations- und damit Sinnkrise. 



Man lässt die Kleinen nicht im 
Stich … NATO-Generalsekretär 
Jens Stoltenberg verkündet auf 
dem Warschauer Gipfel im Juli 
2016 eine ständige Truppen-
präsenz in Osteuropa.
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gitimationskrise nun eine „Glaubwür-
digkeitskrise“ (Andreas Rüesch)?

Rückblick: Der Bedeutungswandel 
der NATO seit der Auflösung der 
Sowjetunion

Gegründet im Jahre 1949 als Ausdruck 
gemeinsamer Bedrohungen demokra-
tisch-pluralistischer Staaten gegenüber 
der Sowjetunion, hatte die NATO in 
den Worten ihres ersten Generalsekre-
tärs Baron Ismay die Aufgabe, „to keep 
the Russians out, the Americans in, and 
the Germans down“. Für die Bundesre-
publik drehte sich die ihr zugedachte 
Funktion insofern rasch ins Gegenteil, 
als sie durch ihre Aufnahme in die 
NATO im Jahre 1955 eine Integration in 
das Sicherheitssystem des demokrati-
schen Westens erfuhr, nachdem das 

Projekt einer europäischen Verteidi-
gungsgemeinschaft zuvor in der franzö-
sischen Nationalversammlung geschei-
tert war. Gleichzeitig bot die Allianz ih-
ren europäischen Mitgliedern eine si-
cherheitspolitische „Versicherung“ ge-
genüber der UdSSR, zumal im Zeitalter 
der Ost-West-Konfrontation niemand 
ernsthaft daran zweifeln konnte, dass 
der Artikel 5 des NATO-Vertrages (ge-
genseitige Beistandsverpflichtung) al-
lein dem Zweck der nuklearen Schutz-
garantie durch die NATO-Führungs-
macht USA dienen sollte.

Es gehört allerdings zu den Ironien 
der internationalen Beziehungen, dass 
dem Ende des Kalten Krieges, das mit 

der Auflösung der Sowjetunion und des 
Warschauer Paktes einherging, keine 
Ära transatlantischer Harmonie, son-
dern eine Phase ebenso kritischer wie 
schwieriger Dialoge der Bündnispartner 
diesseits und jenseits des Atlantiks folg-
te, die das „Ende transatlantischer 
Selbstverständlichkeit“ (Werner Wei-
denfeld) einläutete und mit der manche 
Beobachter gar ein „Siechtum der Alli-
anz“ (Lothar Rühl) verbanden.1

Nach der Überwindung der Block-
konfrontation prophezeiten sowohl 
amerikanische als auch europäische 
Analytiker mit dem Hinweis auf den 
historisch belegten Zusammenhang 
zwischen dem Sieg einer Allianz und ih-
rem anschließenden Zerfall, dass zu-
mindest langfristig sogar mit einer Auf-
lösung der NATO zu rechnen sei. Tat-
sächlich belegt ein Blick in die Geschich-
te der internationalen Politik, dass es in 
den vergangenen Jahrhunderten zahlrei-
che Beispiele dafür (aber kein einziges 
dagegen) gibt, dass Bündnisse zwischen 
Staaten zerfielen, nachdem die gemein-
same Bedrohung, derentwegen sie sich 
formiert hatten, beseitigt bzw. das ge-
meinsame Ziel der Koalitionspartner 
erreicht worden war.2

Umso erstaunlicher wirkt vor die-
sem Hintergrund die Tatsache, dass es 
der NATO im Laufe des ersten Jahr-
zehntes nach dem Ende des Kalten Krie-
ges trotz des Verlustes des gemeinsamen 

Die NATO WANDELTE sich von einem
Bündnis kollektiver Verteidigung zu
einem Bündnis kollektiver Sicherheit.

28 Mitgliedsstaaten der NATO stehen 
vor großen HERAUSFORDERUNGEN: Abschre-
ckungsmaßnahmen und Dialogbereitschaft 
müssen ausgelotet werden. 
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Feindbildes nicht nur gelang, ihren Fort-
bestand zu sichern, sondern dass sie die 
existenziell bedeutsame Herausforde-
rung der Suche nach einer neuen, die 
Partnerschaft tragenden Existenzbe-
rechtigung durch ihre systematische 
Transformation von einem Bündnis kol-
lektiver Verteidigung zu einem Bündnis 
der kollektiven Sicherheit konstruktiv 
begann. Gleichzeitig stellte sie sich der 
gewaltigen Aufgabe ihrer (Ost-)Erweite-
rung sowie der langfristigen Neubewer-
tung ihrer Beziehungen zu Russland 
und bewies bei ihren Einsätzen in Bos-
nien und im Kosovo ihre militärische 
Funktionsfähigkeit.

„Koalition der Willigen“ statt 
institutionalisierter Sicherheits-
kooperation

Vor diesem Hintergrund der Entwick-
lung des Bündnisses in den 1990er-Jah-
ren hätte man erwarten können, dass 
eine neue, auf beiden Seiten des Atlan-
tiks gemeinsam erkannte Bedrohung 
der Wertegemeinschaft der westlichen 
Zivilisation, wie sie die Terrorattacken 
vom 11. September 2001 darstellten, der 
atlantischen Allianz als Instrument der 
Verteidigung der pluralistischen Demo-
kratien gegen Angriffe von außen neue 
Dynamik und zusätzliche Relevanz ver-
schaffen würde.3 Tatsächlich erklärte 
die NATO wenige Tage nach dem 11. 
September zum ersten Mal seit ihrer 
Gründung feierlich den Bündnisfall 
nach Artikel 5 des Nordatlantikvertra-
ges. Danach wurde es allerdings ruhig 
um Brüssel. Die NATO wurde von Wa-
shington de facto aufs Abstellgleis bug-
siert und die USA schmiedeten sich ihr 
Anti-Al-Qaida-Bündnis selbst – auf bi-
lateraler Basis, unter Vernachlässigung 
etablierter Bündnisstrukturen und ge-
treu der neuen Devise des Pentagon, wo-

nach die Mission das Bündnis bestimme 
und nicht umgekehrt. Dabei banden die 
außen- und sicherheitspolitischen Stra-
tegen in Washington in ihr „coalition of 
the willing“ genanntes „Konzert der 
Mächte“ gegen den internationalen staa-
tenlosen Terrorismus neben traditionel-
len europäischen Sicherheitspartnern 
auch „neue“ Mitstreiter ein, darunter 
Russland, China und Pakistan.4

Die Relativierung der NATO, dem 
vormals sozusagen „obligatorischen“ Si-
cherheits- und Verteidigungsinstrument 
der Atlantischen Gemeinschaft, zu-
gunsten ad hoc zusammengestellter 
„Koalitionen der Willigen“ durch die 
USA irritierte Washingtons europäische 
Partner und mündete in eine Sinnkrise 
des Bündnisses, die durch die transat-
lantischen Zerwürfnisse im Zuge des in 
Europa heftig umstrittenen Irak-Krieges 
im Jahre 2003 noch zusätzlich ver-
schärft wurde. Die NATO, so die dama-
lige Diagnose einschlägiger Experten, 

verkümmere zu einem „transatlanti-
schen Freundschaftspakt von Gleichge-
sinnten“ (Josef Joffe), einer „OSZE mit 
militärischem Anstrich“ (Katja Ridder-
busch) oder gar einem „gehobenen 
Schützenverein“ (Nikolaus Busse). 
Christoph Bertram, damals Direktor 
des außenpolitischen Thinktanks „Stif-
tung Wissenschaft und Politik“, prog-
nostizierte im Jahre 2004 sogar ihren 
vollständigen „Zerfall“.5

Der bündnispolitische Kurswechsel 
der Bush-Administration rief eine For-

Nach 9/11 vollzog die Bush-
Administration einen KURSWECHSEL 
und interpretierte die NATO als eine 
„Koalition der Willigen“.
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mel in Erinnerung, die Lord Palmers-
ton, der große britische Diplomat und 
Staatsmann, der zwischen 1832 und 
1852 sowohl unter Tory- als auch Whig-
Premiers diente und 1855 selbst Chef 
der Regierung Königin Viktorias wurde, 
prägte: Staaten, so Palmerstons im his-
torischen Vergleich internationaler Kon-
stellationen gewonnene Erkenntnis, be-
säßen keine ewigen Verbündeten, son-
dern lediglich ewige Interessen.6 Gleich-
zeitig reflektierte dieser Kurswechsel 
aber auch die nicht unberechtigte Sorge 
der USA über einen wachsenden „capa-
bility gap“ innerhalb des Bündnisses in-
folge zum Teil drastisch sinkender Ver-
teidigungsausgaben auf Seiten der euro-
päischen Bündnispartner. Während die 
USA, so die Kritik der Transatlantik-
Expertin Helga Haftendorn von der 
Freien Universität Berlin, „im Begriff 
waren, ihre Streitkräfte neuen Anforde-
rungen anzupassen und mit elektroni-
schen Waffensystemen auszurüsten, 
hatten die Europäer die militärtechnolo-
gische Revolution weitgehend verschla-
fen beziehungsweise waren nicht bereit, 
die dafür erforderlichen Finanzmittel 
aufzubringen“7.

Daneben müssen die Erfahrungen 
der USA während des Kosovo-Krieges 
im Frühjahr 1999 berücksichtigt wer-
den. Damals hatten die europäischen 
NATO-Staaten ein hohes Maß an Mit-

sprache und Abstimmung gefordert, 
was den USA wegen des damit verbun-
denen Zeitaufwandes als überflüssig er-
schien („war by committee“) und was 
sie „angesichts der begrenzten militäri-
schen Kräfte der Europäer für wenig ge-
rechtfertigt hielten“8. US-General Wes-
ley Clark, von 1997 bis 2000 Supreme 
Allied Commander Europe (SACEUR), 
erinnerte sich später, dass während der 
Kosovo-Krise die notwendigen Abstim-
mungen im Kreise der 19 NATO-Staa-
ten mühsam und Entscheidungen nur 
schwierig zu erreichen waren.9 Wa-
shingtons Schlussfolgerung war folg-
lich, „no more war by committee“.

Die Revitalisierung der NATO im 
Zuge der Ukraine-Krise

Nach dem Abtreten der Hauptantagonis-
ten in der Irak-Krise (Präsident Bush auf 
amerikanischer, Präsident Chirac und 
Bundeskanzler Schröder auf europäi-
scher Seite) konnten die transatlanti-
schen Sicherheitsbeziehungen allmählich 
wieder verbessert werden. Bushs Nach-
folger Obama korrigierte den Unilatera-
lismus seines Vorgängers und versicherte 
den Verbündeten Washingtons stärkere 
Einbindung im Zuge seines Ansatzes ei-
nes außenpolitischen Multilateralismus. 
Bundeskanzlerin Merkel wiederum revi-
dierte Gerhard Schröders Kurs der Äqui-
distanz Berlins zwischen Paris und Mos-
kau zugunsten der noch auf Konrad Ade-
nauer zurückgehenden Maxime, dass die 
Bundesrepublik Deutschland ihre Bezie-
hungen zu Paris und Washington gleich-
rangig zu beachten habe. Und Paris selbst 
setzte ein deutliches Zeichen zugunsten 
transatlantischer Kooperation, indem 
Chiracs Nachfolger Nicolas Sarkozy im 
April 2009 die Rückkehr Frankreichs in 
die militärische Kommandostruktur der 
NATO vollzog.10

Obama VERBESSERTE im Zuge 
seines außenpolitischen 
Mulilateralismus die transatlanti-
schen Beziehungen.
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Vor diesem Hintergrund konnte die 
NATO auf ihrem Gipfeltreffen im No-
vember 2010 in Lissabon ein neues Stra-
tegisches Konzept (das vorige datierte 
aus dem Jahre 1999) verabschieden, das 
drei gleichrangige „essenzielle Kernauf-
gaben“ des Bündnisses formulierte: ers-

tens „Kollektive Verteidigung“ gemäß 
Art. 5 des Washingtoner Vertrages, 
zweitens „Krisenmanagement“ bzw. 
Krisenintervention außerhalb des Bünd-
nisgebietes und drittens „Kooperative 
Sicherheit“ durch ein ganzes Bündel von 
Maßnahmen, darunter Abrüstung, Rüs-
tungskontrolle, Partnerschaften und die 
Erweiterung des Bündnisgebietes.11

Der Gipfel von Lissabon fiel aller-
dings in eine Phase, in der die Hoffnung 
auf eine strategische Partnerschaft mit 
Moskau, von der in der NATO-Russ-
land-Grundakte von 1997 noch die 
Rede war, längst der Sorge um eine neue 
Konfrontation gewichen war. Bereits 
Anfang des Jahres 2007 hatte der russi-
sche Präsident Wladimir Putin in einer 
scharfen Brandrede auf der Münchner 
Sicherheitskonferenz die NATO-Oster-
weiterung und das geplante US-Rake-
tenabwehrsystem in Osteuropa gegei-
ßelt und vor einem neuen Wettrüsten 
gewarnt. Obwohl zwei Jahre später US-
Außenministerin Hillary Clinton und 

ihr russischer Amtskollege Sergej Law-
row mit einer symbolischen „Reset“-
Geste den Willen zu einem unbefange-
nen Neustart in den amerikanisch-rus-
sischen Beziehungen bekundeten, blie-
ben die Beziehungen zwischen Moskau 
und Washington sowie generell zwi-
schen Moskau und dem westlichen 
Bündnis angespannt.

Zu einer geradezu dramatischen Ver-
schlechterung dieser Beziehungen führ-
ten schließlich die Eskalation der Ukrai-
ne-Krise und die Annexion der Krim 
durch Russland im März 2014. Diese 
Krise und die damit einhergehende Ver-
schärfung der Spannungen mit Moskau 
bewirkten signifikante Veränderungen 
innerhalb der NATO und führten das 
Bündnis gleichzeitig in eine ambivalente 
Situation. Einerseits offenbart sich das 
Paradox, dass die häufig konstatierte 
Sinnkrise des Bündnisses seit dem Ende 
der Sowjetunion und des Warschauer 
Paktes ausgerechnet durch den aggressi-
ven, völkerrechtswidrigen Kurs Mos-
kaus (zumindest auf absehbare Zeit) 
überwunden werden konnte und inso-
fern „mancher die Ukraine-Krise als 
eine Art Frischzellenkur für die 
NATO“12 sehen könnte. Andererseits 
hat die Kombination der Ukraine-Krise 
mit den ernüchternden Erfahrungen der 
NATO aus ihrem Auslandseinsatz in 
Afghanistan einen Wandel des westli-
chen Bündnisses herbeigeführt, der in 
einer graduellen Gewichtungsänderung 
der Kernelemente des Strategischen 
Konzepts Ausdruck fand.

Zwar wurden die drei „core tasks“ des 
Strategischen Konzepts auf dem NATO-
Gipfel, der Anfang September 2014 in Ne-
wport, Wales, stattfand, erneut hervorge-
hoben. Die ursprüngliche Gleichrangig-
keit der drei Kernfunktionen wich aller-
dings einer deutlichen Prioritätenver-

Die Ukraine-Krise 2014 VERSCHLECH-
TERTE die ohnehin angespannten 
Beziehungen zwischen Moskau und 
Washington zunehmend.
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schiebung zugunsten der „klassischen“ 
sicherheitspolitischen Aufgabe der Kol-
lektiven Verteidigung. Während der ur-
sprünglichen Tagungsagenda zufolge pri-
mär die Zukunft der NATO nach dem 
Ende der Afghanistan-Mission erörtert 
werden sollte, stand schließlich vor allem 
die Frage nach den Konsequenzen der 
Ukraine-Krise für das Bündnis im Mittel-
punkt des Gipfeltreffens.13 Die 22-seitige 
Abschlusserklärung enthält in ihren ins-
gesamt 113 Paragraphen nahezu aus-
schließlich Fragen und Problemstellun-
gen, die unmittelbar oder zumindest im 
weiteren Sinne mit der Zuspitzung der Si-
tuation in Osteuropa zusammenhängen.

Die NATO nach Warschau:  
Von der Identitäts- zur Glaub-
würdigkeitskrise?

Die Situation auf dem jüngsten Gipfel 
der NATO Anfang Juli 2016 in War-
schau ähnelte derjenigen beim Spitzen-
Treffen in Wales. Wie bereits vor zwei 
Jahren bestimmte das Verhältnis der 
NATO zu Russland auch heuer wieder 
die Tagesordnung der Staats- und Regie-
rungschefs, wenngleich in der polni-
schen Hauptstadt auch über die Auswei-
tung von NATO-Aktivitäten im Mittle-
ren Osten und in Nordafrika gespro-
chen wurde.14

Als wichtigste Entscheidung des 
Gipfels gilt die Stationierung „robuster 
multinationaler Truppenverbände“ der 
NATO in Polen und den drei baltischen 
Staaten zu Beginn des Jahres 2017. Um 
die NATO-Russland-Grundakte aus 
dem Jahre 1997 nicht zu verletzen, sol-
len die jeweils in Bataillonstärke mit ca. 
1.000 Soldaten zusammengesetzten 
Kontingente der „Rahmen-Nationen“ 
USA, Großbritannien, Kanada und 
Deutschland auf Rotationsbasis statio-
niert werden.15

Was die angestrebte Verstärkung der 
NATO im Mittelmeerraum anbetrifft, 
so wurde eine engere Verzahnung mit 
den Operationen der Europäischen Uni-

on beschlossen. Im Mittelpunkt steht 
neben der Zusammenarbeit mit der EU-
Grenzschutzagentur Frontex dabei die 
Kooperation mit der EU-Marinemission 
„Sophia“ vor der Küste Libyens, deren 
Ziel neben Seenotrettung die Bekämp-
fung von Menschenhandel und Waffen-
schmuggel für die Terrormiliz des sog. 
„Islamischen Staates“ (IS) ist.16

Daneben wurde ein stärkeres Enga-
gement der NATO zur Deeskalation der 
Bürgerkriege in Syrien und im Irak ver-
einbart. Von Anfang Januar 2017 an 
wird die Allianz irakische Sicherheits-
kräfte auch in deren Heimatland ausbil-
den. Außerdem sollen bereits im Herbst 
2016 AWACS-Flugzeuge vom türki-
schen und internationalen Luftraum aus 
Überwachungsflüge durchführen, um 
„Erkenntnisse für den Kampf gegen die 
Terrormiliz (IS, Anm. d. Red.) in Syrien 
und dem Irak zu gewinnen“.17 Die 
Staats- und Regierungschefs der NATO 
betonten im Schlusskommuniqué des 
Warschauer Gipfels, sie wollten durch 
diese Schritte dazu beitragen, den si-
cherheitspolitischen Herausforderun-
gen der Region, insbesondere dem Ter-
rorismus, intensiver und erfolgreicher 
als bisher zu begegnen. Sie schränkten 
die Rolle der NATO gleichzeitig aber er-
heblich ein, indem sie explizit betonten, 
dass die NATO durch diese Unterstüt-

Der NATO-Gipfel in Warschau entschied 
die Stationierung MULTINATIONALER 
Truppenverbände in Polen und den 
baltischen Staaten.
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zungsmaßnahmen nicht Mitglied der 
von den USA geführten Globalen Alli-
anz gegen den IS werde.18

Diese Relativierung ihrer eigenen 
Rolle bei der Terrorbekämpfung im 
Mittleren Osten ist charakteristisch für 
die gegenwärtige Kernproblematik der 
NATO, die darin besteht, dass inner-
halb der Allianz ein Konsens hinsicht-
lich der drängendsten Herausforderun-
gen, mit denen das Bündnis konfrontiert 
ist, nur äußerst schwierig zu erreichen 
scheint. Geradezu bezeichnend ist in 
diesem Sinne, dass nach Ende des War-
schauer Gipfels eine ganze Reihe von 
Beobachtern betonte, ein deutliches Sig-
nal dieses Treffens sei die demonstrative 
Geschlossenheit der Allianz gewesen – 
eine Geschlossenheit, die für diese Be-
obachter die Anwesenheit aller beteilig-
ten Staats- und Regierungschefs beim 
traditionellen „Familienphoto“ symbo-
lisierte.19 Wenn jedoch die Gipfel-Ent-
scheidungen im Einzelnen zum Maß-
stab von „Geschlossenheit“ gemacht 

werden, so muten sie eher als ambiva-
lente Signale an. Und wenn gar die Kon-
sensfindung als Messlatte für „Ent-
schlossenheit“ erwogen wird, präsen-
tiert sich die NATO noch weniger kohä-
rent. „Die Konsensfindung innerhalb 
der Allianz verläuft so zäh und mit so 
vielen Nebengeräuschen, dass von ei-

nem Bild der Einheit keine Rede sein 
kann.“20 Die NATO mag ihre Identitäts-
krise überwunden haben, aber steckt sie 
nun, wie die Neue Zürcher Zeitung 
mutmaßt, in einer „Glaubwürdigkeits-
krise“?

Fest steht, dass die NATO mit einem 
Bündel von komplexen Herausforderun-
gen konfrontiert ist und die Glaubwür-
digkeit der Allianz daran gemessen wer-
den wird, wie sie auf diese Herausforde-
rungen reagiert:

•	� Erstens stellt sich in diesem Zusam-
menhang die Frage, wie die NATO 
die angesichts der Ukraine-Krise in 
den Hintergrund gerückten beiden 
anderen „gleichrangigen“ Kernfunk-
tionen ihres Strategischen Konzepts 
wieder stärker berücksichtigen kann, 
um ihrem hohen Anspruch („Aktives 
Engagement, moderne Verteidi-
gung“) als „essenzielle Quelle der 
Stabilität“21 in einer Welt voller Kri-
sen und Konflikte gerecht zu werden.

•	� Zweitens steht die NATO vor der 
Notwendigkeit, dem infolge der Uk-
raine-Krise (insbesondere bei ihren 
osteuropäischen Mitgliedern) akut 
gewachsenen Bedarf an gegenseitigen 
Beistandsleistungen im Sinne kollek-
tiver Verteidigung und Abschreckung 
angemessen Rechnung zu tragen.

•	� Damit ist drittens aber die in der ge-
genwärtigen Situation zweifellos hei-
kelste Aufgabe untrennbar verknüpft: 
die Frage der Strategie der NATO ge-
genüber Russland. In Warschau hat 
die NATO sich für eine Doppelstrate-
gie von „Abschreckung und Dialog“ 
entschieden – ein Schritt der deutlich 
an einen Strategiewandel des Bünd-
nisses in den 1960er-Jahren erin-
nert.22 Vor dem Hintergrund der Er-
kenntnis, dass angesichts der nuklea-

Die NATO tut sich schwer, einen 
KONSENS hinsichtlich der drängends-
ten Herausforderungen zu finden.
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ren Kapazitäten der Sowjetunion eine 
Strategie der „massiven Vergeltung“ 
kaum noch glaubwürdig war, hatte 
der belgische Außenminister Pierre 
Harmel gegen Ende des Jahres 1967 
für einen Strategiewandel der NATO 
plädiert. Diesem sogenannten „Har-
mel-Bericht“ zufolge, der ein Jahr 
später in die Formulierung der Strate-
gie der „flexiblen Antwort“ mündete, 
sollte die NATO sich auf zwei sich 
gegenseitig ergänzende Kernfunktio-
nen (gegenüber der UdSSR und dem 
Warschauer Pakt) konzentrieren: ei-
nerseits Abschreckung durch Beto-
nung militärischer Stärke und Vertei-
digungsbereitschaft, andererseits 
Entspannung durch Signale der Dia-
logbereitschaft.

Wie bereits im Zuge der damaligen 
Diskussion des „Harmel-Berichts“ wur-
de auch in NATO-Kreisen wiederholt 
betont, dass „Abschreckung“ und „Dia-
log“ keine Gegensätze darstellten, son-
dern sich sogar gegenseitig ergänzen 
und bedingen würden. Vor allem, so der 
Tenor der NATO-Experten einer von 
der Akademie für Politik und Zeitge-
schehen der Hanns-Seidel-Stiftung un-
mittelbar nach dem Warschauer Gipfel 
veranstalteten Fachtagung in München, 
dürfe nicht der Eindruck entstehen, 
dass innerhalb der NATO „einige auf 

Abschreckung setzen und andere auf 
Dialog“. Weitgehend einig ist man sich 
in der Überlegung, dass der russische 
Präsident Putin „so weit geht, wie man 
ihn ungehindert gehen lässt“. 

Einigkeit herrscht auch darüber, 
dass, wie eine Studie der RAND Corpo-
ration eindeutig bestätigte, unter den 
gegebenen Umständen „NATO cannot 
successfully defend the territory of its 
most exposed members“ – gemeint sind 
hier insbesondere Estland und Lettland, 
deren Hauptstädte Tallin bzw. Riga die 
russische Armee in höchstens 60 Stun-
den erreichen könnte.23 Die RAND-Stu-
die geht aber gleichzeitig davon aus, 
dass mit einem relativ moderaten Auf-
wand von sieben, davon drei schwer be-
waffneten Brigaden die NATO die 
Schwelle für einen „rapid overrun of the 
Baltic states“ zumindest sehr hoch set-
zen könnte.24 Insofern ist auch die be-
schlossene Stationierung rotierender 
multinationaler Truppenverbände in 
den drei baltischen Staaten und in Polen 
zusammen mit der 5.000 Mann starken 
„Very High Readiness Joint Task Force“, 
der „Speerspitze“ der Schnellen Ein-
greiftruppe der NATO, als ein charakte-
ristisches Signal im Sinne der Doppel-
strategie „Abschreckung und Dialog“ 

In Warschau formulierte die NATO 
ihre neue Strategie gegenüber 
RUSSLAND: Abschreckung und Dialog.

�/// Den ausführlichen Bericht zu der  
von der Hanns-Seidel-Stiftung am  
15. Juli 2016 in München veranstalte-
ten Fachtagung „Der NATO-Gipfel in 
Warschau“ finden Sie unter:  
http://www.hss.de/politik-bildung/ 
themen/themen-2016/die-nato-nach-
dem-gipfel-in-warschau.html
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zu sehen:25 Einerseits soll den NATO-
Verbündeten an der Grenze zu Russland 
ein deutliches Zeichen der Solidarität 
gesendet und gleichzeitig durch eine 
Kombination militärisch-materieller 
Maßnahmen und politisch-symboli-
scher Gesten ein „Stolperdraht“ für 
Russland gezogen werden.26 Anderer-
seits setzt die NATO auf Deeskalation, 
indem sie an mehreren Stellen ihrer 
Schlusserklärung des Warschauer Gip-
fels ihre grundlegenden Ziele wie Frei-
heit, Frieden und Sicherheit unter-
streicht und explizit sogar das nach wie 
vor vorhandene Interesse an einer „Part-
nerschaft zwischen der NATO und 
Russland“ betont.27

Wie Moskau auf die neue Linie der 
NATO „Abschreckung und Dialog“ re-
agiert, lässt sich noch nicht absehen. 
Auch deshalb befinde sich, so die 
Schlussfolgerung der erwähnten Exper-
tenrunde der Hanns-Seidel-Stiftung, die 
NATO gegenwärtig in einer „Über-
gangsphase“, in der beobachtet würde, 
ob das, was in Warschau beschlossen 
wurde, ausreicht, „um Russland zu 
stoppen“.  ///

/// �PROF. DR. REINHARD  
MEIER-WALSER

ist Leiter der Akademie für Politik und 
Zeitgeschehen der Hanns-Seidel-Stif-
tung in München; er lehrt Internationale 
Politik an der Universität Regensburg.
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